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V

Vorwort

Diesem Lehrbuch über „Deutsches und Europäisches Verfassungsrecht“ liegt eine in-
novative Lehrkonzeption zu Grunde, die die juristische Fakultät der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster seit einigen Semestern erfolgreich etabliert hat: Die
Prinzipien, Institutionen und Verfahren des deutschen und des europäischen Verfas-
sungsrechts werden gemeinsam dargestellt.

Studierende können sich dadurch direkt am Beginn ihres Studiums mit einem Den-
ken im verfassungsrechtlichen Mehrebenensystem vertraut machen, anstatt zunächst
mehrere Semester primär nationales Recht zu studieren, wie es in der Regel noch üb-
lich ist. Ein solcher Studienverlauf bildet aber die historischen Entwicklungsschritte
der europäischen Integration didaktisch einfach nach, anstatt den heutigen Rechts-
stand von Anfang an in das Zentrum des Studiums zu stellen.

Das Lehrbuch hat den Anspruch einer systematischen und integrierten Darstellung
des deutschen und des europäischen Verfassungsrechts. Es besteht daher nicht aus
zwei nur lose miteinander verbundenen Einzelteilen. Stattdessen werden die deutsche
und die europäische Rechtslage weitgehend gemeinsam dargestellt, so dass Gemein-
samkeiten und Unterschiede im direkten Vergleich erkennbar und Doppelungen ent-
behrlich werden.

Themenauswahl und Gewichtung folgen der Examensrelevanz, die für das deutsche
Verfassungsrecht insgesamt höher ist als für das Europarecht. Das Lehrbuch konzen-
triert sich auf verfassungstheoretische Grundlagen und in einem verfassungsdogmati-
schenZugriff auf die zentralenPrinzipien, InstitutionenundVerfahren. ImMittelpunkt
stehen die verfassungsrechtlichen Funktionen der Institutionen statt Einzelheiten von
Kompetenzen und Verfahrensschritten. Durch diese Schwerpunktsetzung werden Stu-
dierende und Examenskandidaten entlastet.

Die Gesamtkonzeption des Lehrbuchs verantworten wir gemeinsam. Von den einzel-
nen Kapiteln haben bearbeitet:

Gernot Sydow: Kapitel 1, 4, 5, 8, 10, 11, 15 und 16,

Fabian Wittreck: Kapitel 2, 3, 6, 7, 9, 12, 13, 14 und 17.

Das Lehrbuch wird durch eine Darstellung der Grundrechte und Grundfreiheiten
(Deutsches und europäisches Verfassungsrecht II) von Niels Petersen nach demselben
integrativen Konzept ergänzt.

Am Entstehen des Lehrbuchs haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer
beiden Lehrstühle intensiv mitgewirkt, darunter viele Studierende, die das neue Lehr-
konzept teilweise bereits aus ihren Vorlesungen und Arbeitsgemeinschaften kennen
und ihre Erfahrungen und Erwartungen an ein modernes Lehrkonzept eingebracht
haben. Unser Dank gilt Kathrin Albrecht, Dr. Tristan Barczak, Petra Fentner, Lutz
Friedrich, Mia Kundy, Georg Mertens, Saskia Michel, Nina Mruk, Lisa Rabeineick,
Julia Rubbert, Clara Scharfenstein, Maxine Schneider, Felicitas Strauch, Niklas Täu-
ber, Zoe Tappeiner, Dr. Stephan Wagner, Sandra Westphal, Marcel Wirth und Ma-
reike Wolff (alle Institut für Öffentliches Recht und Politik) sowie Tarek Bouamoud,
Andreas Braun, Maike Herrlein, Hendrik Jooß, Silvia Marx, Marian Müller, Nicholas



Vorwort

Otto, Bartholomäus Regenhardt, Felicitas Scholz, Sarah Shedid Attifa, Pia Marie Sie-
bert, Alban Spielkamp, Julia Suttorp, Lara Voß, Johanna Werpers, Andreas Werry,
Elisabeth Willems, Beyza Nur Yeşilyurt Dur und Lara Zölck (Institut für internationa-
les und vergleichendes öffentliches Recht).

Münster, im Juli 2018 Gernot Sydow
Fabian Wittreck
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